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Maßnahmen bis 1975
Ausbau der Flurbereinigungs¬
behörden zur Neuordnung von
jährlich 50 000 ha; Ausbau der
Wirtschaftswege; Förderung
von Aussiedlung und baulichen
Maßnahmen in Altgehöften.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 492 Mio DM.

■ 3.33
Marktstruktur

Der konzentrierten Nachfrage nach
Agrarprodukten ist ein konzentrier¬
tes Angebot gegenüberzustellen. Mit
der Verbesserung der Marktstruktur
soll erreicht werden, daß die markt¬
nahen Erzeuger im Wettbewerb mit
konzentriert anbietenden marktfer¬
nen Erzeugern bestehen und ihre
Marktanteile behaupten können. Die¬
ser Wettbewerb trägt dazu bei, daß
die Nahrungsgüter den Verbrau¬
chern qualitativ hochwertig und
preisgünstig angeboten werden. Be¬
sondere Bedeutung kommt der Zu¬
sammenfassung der Ware zu großen
Partien einheitlicher Qualität zu.
Die Reformen zur Verbesserung der
Molkereistruktur werden fortgesetzt.
Gleichzeitig werden Reformen zur
Verbesserung der Vieh- und Fleisch¬
märkte eingeleitet.
In diesem Sinne ist die Vermark¬
tungsstruktur weiter zu verbessern.
Im Interesse einer langfristigen Kon¬
solidierung des Absatzes von Agrar-
erzeugnissen sind Einrichtungen mit
langfristigen Abnahmeverträgen be¬
sonders zu fördern.
Für marktorientierte Produkte sind
Erzeugergemeinschaften besonders
geeignet. Sie ermöglichen eine Kon¬
zentration der Erzeugung und des
Angebots sowie eine Verbesserung
der Qualitäten.

Langfristiges Ziel
Verbesserung der Marktstruk¬
tur im Interesse der gesamten
Agrarwirtschaft.

Maßnahmen bis 1975
Schaffung eines wettbewerbs¬
fähigen Marktes mit leistungs¬
fähigen Betrieben auf der Be¬
arbeitungsstufe sowie im Han¬
del; Förderung von Erzeuger¬
gemeinschaften.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 135 Mio DM.

■ 3.4
Arbeitsmarkt

Arbeitsmarktpolitik bedeutet Vor¬
sorge gegenüber Störungen des
Arbeitsmarktes. Sie ist besonders
eng mit der Wirtschafts-, Sozial- und
Finanzpolitik verzahnt. Das bedeutet,
daß gegen Störungen des Arbeits¬
marktes in erster Linie auf Bundes¬
ebene vorgebeugt werden muß. Die
Bundesanstalt für Arbeit mit ihren
Landesarbeitsämtern und Arbeitsäm¬
tern ist die dafür wichtigste Einrich¬
tung.
Allerdings ist nicht nur der Bund,
sondern auch das Land für den
Arbeitsmarkt verantwortlich. Für
eine zukunftsorientierte Arbeits¬
marktpolitik der Landesregierung
hat das Bildungssystem entschei¬
dende Bedeutung; Bildungspolitik ist
weithin vorweggenommene Arbeits¬
marktpolitik.
Konjunkturelle und strukturelle
Arbeitslosigkeit kennzeichneten 1966
und 1967 die Lage auf dem Arbeits¬
markt Nordrhein-Westfalens. „Struk¬
turell" waren in erster Linie Berg¬
leute, Textilarbeiter und ältere
Arbeitnehmer, und zwar besonders
im Ruhrgebiet und in den Textilge¬
bieten, betroffen. Die damals getrof¬
fenen Maßnahmen,
• Hilfen für die von Stillegungen

betroffenen Bergleute,
• Einberufung der Arbeitsmarkt¬

konferenz als ständige Einrich¬
tung,

• Aufstellung und Durchführung
des Entwicklungsprogramms
Ruhr,

• Errichtung des Berufsförde¬
rungszentrums Essen als Modell¬
einrichtung der beruflichen Er¬
wachsenenbildung für das Bun¬
desgebiet,

• Schaffung von Betrieben zur Be¬
schäftigung älterer, schwer ver¬
mittelbarer Arbeitsloser,

passen harmonisch zu den langfristi¬
gen Zielen des Nordrhein-Westfalen-
Programms 1975.
Es wird künftig seltener als bisher
möglich sein, ein Leben lang ein und
denselben Arbeitsplatz zu behalten.
Der arbeitende Mensch muß seine be¬
ruflichen Fähigkeiten fortlaufend ver¬
bessern und sich somit immer neuen
Zugang zu offenen Stellen und besse¬
ren Arbeitsplätzen erschließen. Die Si¬
cherheit des Arbeitsplatzes liegt in der
beruflichen Qualität. Sie wird garan¬

tiert durch eine vorausschauende
Arbeitsmarktpolitik, die die Landes¬
regierung in enger Zusammenarbeit
mit der Arbeitsverwaltung verfolgen
wird.
Die berufliche Anpassung an verän¬
derte Gegebenheiten muß durch
Fortbildung und Umschulung er¬
leichtert werden. Um strukturelle
Arbeitsmarktstörungen zu vermei¬
den, wird es nötig sein, auf der
Grundlage einer langfristigen Ana¬
lyse der Wandlungen der Berufs¬
struktur und in Kenntnis der Voraus¬
setzungen der Bereitschaft zum
Berufswechsel Umschulungspro¬
gramme vorzubereiten und im gan¬
zen Land Umschulungsmöglichkei¬
ten anzubieten. Das Arbeitsförde¬
rungsgesetz, das Berufsbildungsge¬
setz und das Ausbildungsförde-
rungsgesetz bieten dafür gute Mög¬
lichkeiten.

■ 3.41
Berufsstruktur
In Nordrhein-Westfalen ist in den
letzten Jahren die Zahl der in der
Landwirtschaft und im Bergbau Be¬
schäftigten stark zurückgegangen.
Stark abgenommen hat auch die
Zahl der Textilnäher, Tischler,
Lederhersteller und Lederverarbei¬
ter. Wachsende Bedeutung erlang¬
ten Berufe im Bereich des Maschi¬
nenbaus und der Kunststoffverarbei¬
tung. Einen durchschnittlichen Zu¬
wachs hatten die Erziehungs- und
Gesundheitsberufe. In dem Bereich
der allgemeinen Dienstleistungen
stand dem starken Rückgang der
hauswirtschaftlichen Berufe eine Zu¬
nahme von Berufen gegenüber, die
ursprünglich zu den privaten Haus¬
halten gehörten, wie z. B. die Reini¬
gungsberufe. Berufe mit planenden,
ordnenden, verteilenden und verwal¬
tenden Aufgaben hatten die relativ
höchsten Zuwachsraten. Insgesamt
gesehen ist Nordrhein-Westfalen
noch stärker als andere Länder von
einem industriellen Wandlungspro¬
zeß mit dem Zwang zur Berufsände¬
rung zahlreicher Arbeitnehmer und
Selbständiger betroffen.
Die Kenntnis über die Veränderung
der Berufsstruktur in der Vergangen¬
heit ist verhältnismäßig gut; die
Möglichkeiten der Voraussage über
den zukünftigen Arbeitsmarkt sind
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jedoch noch sehr begrenzt. Es wer¬
den daher im Programmzeitraum fol¬
gende Maßnahmen durchgeführt:
• Untersuchung der zukünftigen

Berufsstruktur in Nordrhein-
Westfalen.

• Verbesserung der amtlichen
Arbeitsmarktstatistik.

• Sammlung und Bereitstellung
arbeitsmarktbezogener Daten in
der Datenbank der Landesregie¬
rung.

• Aufklärungsaktionen zusammen
mit der Arbeitsverwaltung über
die Zukunftsaussichten verschie¬
dener Berufe.

• Aufklärungsaktionen zusammen
mit der Arbeitsverwaltung über
berufliche Ausbildungs-, Fortbil-
dungs- und Umschulungsmög¬
lichkeiten sowie über die ent¬
sprechenden Förderungsbestim¬
mungen.

Hierfür werden Kosten in Höhe von
10 Mio DM im Programmzeitraum
entstehen.
Ein besonderes Problem der Berufs¬
struktur Nordrhein-Westfalens ist die
verhältnismäßig geringe Beschäfti¬
gungsquote von Frauen. Im Ver¬
gleich zum übrigen Bundesgebiet
sind hier eine halbe Million Frauen
weniger berufstätig. Es ist anzuneh¬
men, daß der überwiegende Teil die¬
ser Frauen bei einem geeigneten An¬
gebot von Arbeitsplätzen einen Be¬
ruf ausüben würde. Die langfristig
vorgesehene Erhöhung der Kinder¬
gartenplätze sowie die Einführung
der Vorschule und der Ganztags¬
schule werden die Möglichkeiten für
diese Frauen, berufstätig zu sein,
wesentlich verbessern.
Von zehn Frauen, die bereit wären,
einer Erwerbsbeschäftigung nachzu¬
gehen, hat nur eine früher keinen
Beruf ausgeübt. Mehr als die Hälfte
der Frauen mit Berufserfahrung war
als Angestellte, ein gutes Drittel als
Arbeiterinnen beschäftigt. Von zehn
Frauen äußerten acht den Wunsch
nach einer Teilzeitbeschäftigung.
Die Arbeitsmarktpolitik der Landes¬
regierung wird sich künftig verstärkt
darum bemühen, daß weitere geeig¬
nete Arbeitsplätze für Frauen einge¬
richtet und insbesondere Teilzeitbe¬
schäftigungsstellen gefördert wer¬
den. Die unterdurchschnittliche Be¬
schäftigungsquote der Frauen in
Nordrhein-Westfalen ist auch eine
Chance für die Neuansiedlung von
Betrieben.

Um die Berufswahl junger Menschen
zu erleichtern, die zukünftigen Be¬
rufsaussichten und Berufsanforde¬
rungen für die Arbeitnehmer deut¬
licher sichtbar zu machen und um
der Landesregierung verläßlichere
Grundlagen für eine Arbeitsmarktpo¬
litik zu geben, muß die Arbeits- und
Berufsforschung auf folgenden Ge¬
bieten verstärkt werden:
• Zukünftige Berufsstruktur in

Nordrhein-Westfalen.
• Verbesserung der Lage des

arbeitenden Menschen im Be¬
trieb.

• Belastungen und Bedingungen,
unter denen die Arbeit heute und
in Zukunft geleistet werden muß.

Für alle drei Forschungsrichtungen
müssen in Nordrhein-Westfalen be¬
sondere Einrichtungen vorhanden
sein. Die Forschungsstelle für Be¬
rufsforschung in Köln soll daher in
ein „Institut für Berufsforschung"
umgewandelt werden. In Bochum
soll ein „Institut für sozialwissen¬
schaftliche Arbeitsforschung" errich¬
tet werden. Eine sinnvolle Arbeitstei¬
lung dieser Einrichtungen mit dem
„Institut für Arbeitsphysiologie" in
Dortmund ist sicherzustellen.
Für die Errichtung und den Ausbau
von zwei Instituten werden im Pro¬
grammzeitraum Kosten in Höhe von
10 Mio DM entstehen.

Langfristiges Ziel
Hohe Durchsichtigkeit der zu¬
künftigen Berufsstruktur und
ein besseres Arbeitsplatzange¬
bot für Frauen.

Maßnahmen bis 1975
Aufklärungsaktionen über die
Zukunftsaussichten verschie¬
dener Berufe; Schaffung weite¬
rer geeigneter Arbeitsplätze
für Frauen; Errichtung von
zwei Instituten für Berufsfor¬
schung und für Arbeitsfor¬
schung in Köln und Bochum.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 20 Mio DM.

■ 3.42

Fortbildung und Umschulung
Die Landesregierung wird im Pro¬
grammzeitraum neue Möglichkeiten
zur beruflichen Fortbildung und zur
Umschulung von Erwachsenen in
Abstimmung mit der Berufsausbil¬
dung der Jugendlichen erschließen.
Sie wird zusammen mit der Arbeits¬
verwaltung damit beginnen, ein
System regionaler Einrichtungen zur
beruflichen Erwachsenenbildung zu
errichten.
Das „Berufsförderungszentrum Es¬
sen" soll als Modelleinrichtung für
die berufliche Erwachsenenbildung
in der Bundesrepublik im Programm¬
zeitraum weiter ausgebaut werden.
Einige weitere Berufsförderungszen¬
tren sind einzurichten. Daneben
müssen regionale Umschulungsstel¬
len mit Lehrwerkstätten geschaffen
werden. Die Umschulungsstellen
sind in einem dichten Netz in allen
Landesteilen zu errichten, wobei
eine Zusammenarbeit mit den Volks¬
hochschulen in neuen Erwachsenen¬
bildungszentren möglich erscheint.
Die ergänzende Nutzung betrieb¬
licher oder überbetrieblicher Ein¬
richtungen zur praktischen Berufs¬
bildung ist sicherzustellen. Die Um¬
schulungsstellen müssen im Mittel¬
punkt regionaler Arbeitsmärkte lie¬
gen und von allen Umschulungswil¬
ligen in höchstens einer Stunde er¬
reicht werden können.
Im Programmzeitraum sollen als Zu¬
wendungen zum Aufbau von Einrich¬
tungen zur beruflichen Erwachse¬
nenbildung 20 Mio DM gegeben wer¬
den.
Neben bereits arbeitslosen Arbeit¬
nehmern müssen diejenigen Berufs¬
tätigen umgeschult werden, die zwar
noch nicht arbeitslos sind, deren Ar¬
beitsplatz jedoch wegen der schlech¬
ten wirtschaftlichen Lage ihres Un¬
ternehmens oder Betriebes oder we¬
gen der schwierigen Lage des be¬
treffenden Wirtschaftszweiges (z. B.
Textilindustrie, Landwirtschaft) be¬
droht ist. Aber auch Arbeitnehmern,
die arbeitslos werden könnten, weil
ihre Fähigkeiten neuen beruflichen
Erfordernissen nicht entsprechen,
müssen Möglichkeiten der berufli¬
chen Fortbildung und Umschulung
eröffnet werden.
Die beruflichen Bildungsmaßnahmen
für Erwachsene dürfen sich nicht an
den Lehrplänen, Ausbildungszeiten,
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Berufsbildern und Prüfungen orien¬
tieren, die für Lehrlinge entwickelt
worden sind. Bei berufserfahrenen
älteren Arbeitnehmern kann oft auf
die im Berufsbild vorgesehene Ver¬
mittlung von Fertigkeiten und Kennt¬
nissen verzichtet werden, die in der
vorangegangenen beruflichen Tätig¬
keit bereits erworben wurden. Auf
Grund der größeren Berufserfahrung
und Lebensreife wird die Ausbil¬
dungsdauer wesentlich zu verkürzen
sein.
Die Leistungen der Arbeitsverwal¬
tung an Teilnehmer beruflicher Um-
schulungs- und Fortbildungsmaß¬
nahmen sollen durch die Gewährung
von Stipendien aus Landesmitteln
aufgestockt werden. Im Programm¬
zeitraum werden Ausgaben in Höhe
von 40 Mio DM entstehen.
Besondere Maßnahmen sind zur
Fortbildung und Umschulung von Er¬
werbstätigen aus der Landwirtschaft
notwendig. Die landwirtschaftliche
Beratung ist zur sozial-ökonomi¬
schen Beratung weiter zu entwik-
keln. Psychologische und soziologi¬
sche Vorurteile gegen den außer¬
landwirtschaftlichen Erwerb müssen
beseitigt und der Übergang in eine
neue Tätigkeit erleichtert werden.
Die landwirtschaftlich Erwerbstäti¬
gen mit ungenügenden Einkom¬
mens- und Lebensbedingungen sind
in Zusammenhang mit der Arbeits¬
verwaltung verstärkt über die Mög¬
lichkeiten der Umschulung zu außer¬
landwirtschaftlichen Berufen und die
dafür in Frage kommenden Förde¬
rungsmaßnahmen zu informieren
und zu beraten. Die Landesregie¬
rung wird sich dafür einsetzen, daß
die Umschulungsprobleme den be¬
sonderen Anforderungen der aus der
Landwirtschaft Ausscheidenden in
sachlicher und zeitlicher Beziehung
angepaßt werden und daß die zu¬
sätzlich gebotenen Förderungen zur
Fortbildung, die speziell zur Vorbe¬
reitung auf außerlandwirtschaftliche
Berufe notwendig sind, auch von
den Umschülern aus der Landwirt¬
schaft in Anspruch genommen wer¬
den können.
In Ergänzung zu den Maßnahmen
der Arbeitsverwaltung werden für
die Landesförderung von Fortbil-
dungs- und Umschulungsmaßnah¬
men im Bereich der Landwirtschaft
7 Mio DM Kosten im Programmzeit¬
raum entstehen.
Schließlich ist einigen leistungs¬

geminderten und älteren Arbeitskräf¬
ten durch Fortbildung und Umschu¬
lung allein kein sicherer Arbeitsplatz
zu schaffen. Die Landesregierung
hat für diese Fälle zusammen mit an¬
deren Stellen die „Gesellschaft zur
Verbesserung der Beschäftigten¬
struktur" gegründet. Es sind finan¬
zielle Mittel für die Errichtung von
Betrieben zur Beschäftigung älterer,
schwer vermittelbarer Arbeitnehmer
bereitgestellt worden. Die Landesre¬
gierung wird im Programmzeitraum
neben dem Ausbau dieser Betriebe
die Errichtung eines Modellzentrums
für die berufliche Anpassung älterer,
schwer vermittelbarer Arbeitnehmer
fördern, in dem neben der Fortbil¬
dung, Anlernung und Eingewöh¬
nungsbeschäftigung als weitere
Hauptaufgabe Maßnahmen der
Arbeitsplatzfindung und Berufser¬
probung durchgeführt werden sol¬
len.
Die Kosten werden im Programm¬
zeitraum für die Errichtung weiterer
Betriebe und des Modellzentrums
6,5 Mio DM betragen.

Langfristiges Ziel
Wesentlich verbesserte Mög¬
lichkeiten der Fortbildung und
Umschulung für Arbeitnehmer.

Maßnahmen bis 1975
Aufbau regionaler Umschu¬
lungseinrichtungen mit Lehr¬
werkstätten; Stipendien an
Fortbildungs- und Umschu¬
lungsteilnehmer; spezielle Um¬
schulungsprogramme für land¬
wirtschaftlich Erwerbstätige;
Errichtung von Betrieben zur
Beschäftigung älterer, schwer
vermittelbarer Arbeitnehmer.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 73,5 Mio DM.
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